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New Deal auf Alpenrepublikanisch: 
Eine Bankrotterklärung 
 
Der von den Medien mit Unmengen an Vorschusslorbeeren bedachte Nachfolger des 
Totalversagers Faymann, kündigte, kaum ins Amt gestolpert, einen „New Deal“ an, um der 
heimischen Wirtschaft auf die Sprünge zu helfen. Wer, wenn nicht der erfahrene „Manager“ 
eines beispiellos erfolgreichen Unternehmens wie der Bundesbahn, so die Überzeugung der 
stets zur Anbiederung an die Machtelite bereiten Journaille, könnte ein solches Projekt im 
Land der verzagten Bremser und überzeugten Verhinderer denn sonst stemmen? 

Dass das vom Kanzler zum Vorbild erkorene US-Original, das unter Führung des 
demokratischen Sozialfaschisten F. D. Roosevelt in den 30er-Jahren verwirklicht wurde, auf 
eine zentralistisch organisierte Wirtschaftslenkung, flankiert durch eine Stärkung der 
Gewerkschaften und eine weitgehende Entrechtung und Enteignung der Unternehmer 
hinauslief, scheint die wenigsten Kommentatoren zu stören. Alle haben den Begriff artig 
übernommen. 

Daran, dass dem bis in die Unterwolle rot gefärbten „Macher“ Kern exakt das von 
Roosevelt ins Werk gesetzte Programm vorschwebt, bestehen keine Zweifel. Ein Mann, der 
die Welt nur aus der Perspektive wettbewerbsfreier Staatsbiotope und den Markt und dessen 
Mechanismen nur vom Hörensagen kennt, kann gar nicht anders, als an die segensreiche 
Hand des Staates und eine rigoros gesteuerte Planwirtschaft zu glauben. 

Hätte es noch eines weiteren Beweises für die totale wirtschaftspolitische Inkompetenz 
der Regierung unter Kanzler Kern bedurft, so wäre der mit der eben präsentierten „Reform“ 
der Gewerbeordnung endgültig erbracht worden. Hatten liberale Beobachter schon lange 
deren drastische Entrümpelung gefordert, ist nun das genaue Gegenteil eingetreten: Die Zahl 
der reglementierten Gewerbe wurde nicht etwa reduziert, sondern sogar um eines auf 81 
vergrößert. Der Umstand, dass es sich dabei ausgerechnet um jenes des Hufschmieds 
handelt, veranlasste einen Ökonomen der liberalen Denkfabrik „Agenda Austria“ zum launigen 
Kommentar, dass die Regierung damit – „140 Jahre nach Erfindung des Ottomotors – keine 
Sekunde zu früh dran“ sei. 

Wäre es nicht zum Heulen, könnte man über diesen unvergleichlichen Unfug glatt in 
Gelächter ausbrechen. Denn er verrät das zutiefst obrigkeitshörige Denken aller daran 
Beteiligten, in dem für privaten Tatendrang, Kreativität und Initiative kein Platz ist. Ohne 
staatliches Placet; ohne Brief und Siegel aus der Hand von Amtspersonen, die nie einen 
Betrieb von innen gesehen haben einen Hammer nicht einmal halten können, darf in Kakanien 
eben nicht einmal ein Hufeisen produziert werden. 

Das ist schlicht verrückt – besonders im Hinblick auf Deutschland, wo ebenfalls ein 
duales Modell der Berufsausbildung praktiziert und mit wesentlich weniger Regulierungen das 
Auslangen gefunden wird: Dort ist in nur noch sechs Gewerben der Meisterbrief die 
Voraussetzung zur Selbständigkeit – ohne dass dadurch die Qualität des Angebots merklich 
gelitten hätte. 

Dass sich ausgerechnet die ÖVP-dominierte Wirtschaftskammer, die, so sollte man 
zumindest annehmen, ein grundlegendes Interesse daran haben müsste, den Zugang zur 
beruflichen Selbständigkeit so weit wie möglich zu erleichtern, als erfolgreiche 
Reformbremserin betätigt, ist besonders deprimierend. Die überflüssige Zwangsvertretung der 
Unternehmer sinkt damit auf dasselbe Niveau, auf dem sich die vermeintlichen 
Arbeitnehmervertretungen, die mit Blick auf die Konsequenzen ihres Treibens, die in Wahrheit 
übelsten Feinde der werktätigen Massen sind, längst befinden. 

Staat und Kammern als Chancenkiller hieß es an dieser Stelle kürzlich. Mit der nun 
abgelieferten Karikatur einer Reform, wurde ein weiterer Nagel zum Sarg des „abgesandelten“ 
Wirtschaftsstandorts (© WKO-Kapo Leitl) geschmiedet. Und das ganz ohne Meisterbrief und 
Gewerbeschein. 
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